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Drucksache V/4601 


Der Bundesminister des Innern 

D II 2— 220 940/2 


Bonn, den 18. Juli 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Geförderte Fäiniiienhcimfahrten für Lehrlinge des 
öffentlichen Dienstes 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann und 
Genossen 

— Drucksache V/4557 — 


Die vorbezeichnete Kleine Anfrage beantworte ich im Einver- 
ständnis mit den Bundesministern für Familie und Jugend, der 
Finanzen, für das Post- und Fernmeldewesen, für Verkehr und 
der Verteidigung wie folgt: 


1. Hält die Bundesregierung es mit ihrer Familien- und Jugend- 
politik noch für vereinbar, daß der Bund und die anderen öffent- 
lichen Arbeitgeber Lehrlingen, die in größerer Entfernung als 
100 km von ihrem Familienwohnort ausgebildet werden, nur 
eine geförderte Familienheimfahrt im Vierteljahr in der Regel 
zugesteht? 

2. Ist die Bundesregierung bereit, dafür einzutreten, daß wenig- 
stens den Lehrlingen, die 18 Jahre und jünger sind, im Regelfall 
eine geförderte Familienheimfahrt pro Monat gewährt wird? 


Nach dem geltenden Tarifrecht erhalten Lehrlinge, deren Eltern 
oder Erziehungsberechtigte mehr als 100 km vom Ort der Aus- 
bildungsstätte entfernt wohnen, im Bereich der Deutschen Bun- 
despost alle zwei Monate, im übrigen Bundesbereich sowie bei 
den Ländern und Gemeinden vierteljährlich Urlaub für eine be- 
zahlte Familienheimfahrt unter Fortzahlung der Lehrlingsver- 
gütung. Die weit überwiegende Zahl der von diesen Regelun- 
gen betroffenen Lehrlinge wird bei der Deutschen Bundespost 
ausgebildet. Da insoweit die Möglichkeit besteht, alle zwei 
Monate eine Fainilienheimfahrt in Anspruch zu nehmen, ist dem 
familien- und jugendpolitischen Anliegen, eine möglichst starke 
Bindung des auswärts untergebrachten Jugendlichen an sein 
Elternhaus aufrechtzuerhalten, bereits bisher in verhältnis- 
mäßig weitem Maße Rechnung getragen. 
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Gleichwohl sind, worauf schon der Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen in seiner schriftlichen Antwort vom 18. 
bzw. 21. März 1969 auf die Mündlichen Anfragen der Abgeord- 
neten Burger und Folger hingewiesen hat (Deutscher Bundestag 
— 5. Wahlperiode — 223. Sitzung — S. 12 235/36), innerhalb der 
Bundesregierung gerade für den Bereich der Deutschen Bundes- 
post — entsprechend einer Forderung der Deutschen Post- 
gewerkschaft — Erörterungen über eine weitere Verbesserung 
im Gange. Dabei wird insbesondere der Vorschlag geprüft, 
Lehrlingen der Deutschen Bundespost, die das 18. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben und deren Eltern oder Erziehungs- 
berechtigte so weit vom Dienstort (Ausbildungsort) entfernt 
wohnen, daß sie nicht täglich zum Wohnort ihrer Eltern oder 
Erziehungsberechtigten zurückkehren können und daher außer- 
halb wohnen müssen, monatlich einmal die Fahrkosten für eine 
Familienheimfahrt zu erstatten. Diese Erörterungen stehen kurz 
vor ihrem Abschluß, 

Der für den übrigen Bundesbereich maßgebende Tarifvertrag 
über die Rechtsverhältnisse der Lehrlinge und Anlernlinge vom 
21. September 1961, der auf Arbeitgeberseite vom Bund, der 
Tarifgemeinschaft deutscher Länder und der Vereinigung der 
kommunalen Arbeitgeberverbände gemeinsam abgeschlossen 
ist, kann nur durch Verhandlungen mit den Gewerkschaften 
nach vorheriger Abstimmung auf Arbeitgeberseite geändert 
werden. Die Bundesregierung ist gerne bereit, hierbei diejeni- 
gen Gesichtspunkte familien- und jugendpolitischer Art mit zu 
berücksichtigen, die zur Zeit bei den Erörterungen über die 
Neuregelung im Bereich der Deutschen Bundespost eine Rolle 
spielen. 


In Vertretung 

Gumbel 
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